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In der Friedensdiskussion wurde und wird immer wieder eine kurze Passage 
aus der Enzyklika "Pacem in terris" von Johannes XXIII. aus dem Jahre 1963 
zitiert: 
"Mehr und mehr hat sich in unseren Tagen die Überzeugung unter Menschen 
verbreitet, daß die Streitigkeiten, die unter Umständen zwischen den Völkern 
entstehen, nicht durch Waffengewalt, sondern durch Verträge und V erhand­
lungen beizulegen sind (126). 
Freilich gestehen Wir, daß diese Überzeugung meist von der schrecklichen 
Zerstörungsgewalt der modernen Waffen herrührt, von der Furcht vor dem 
Unheil grausamer Vernichtung, die diese Art von Waffen herbeiführen kann. 
Darum widerstrebt es in unserem Zeitalter, das sich rühmt, Atomzeitalter zu 
sein, der Vernunft, den Krieg noch als das geeignete Mittel zur Wiederherstel­
lung verletzter Rechte zu betrachten." (127). 
Diese Aussage des Papstes bezieht sich eindeutig auf den äußeren Frieden, auf 
die Beziehungen zwischen den Völkern und die Art und Weise, wie Spannun­
gen zwischen ihnen zu lösen sind - nicht mit Kampfmitteln sondern durch 
Verträge und Verhandlungen. Ich meine aber, daß sie sich auch auf den inne­
ren Frieden übertragen läßt und zwar dort, wo Streitigkeiten zwischen autono­
men Gruppen im Staat beizulegen sind. Ein Paradebeispiel dafür ist die Tarif­
autonomie, in der es regelmäßig bei der Festsetzung von Löhnen und Arbeits­
bedingungen zu Spannungen kommt. Auch sie gilt es, wegen der mit Arbeits­
kampfmaßnahmen verbundenen Schäden, nicht durch Machtmittel wie Streik 
und Aussperrung, sondern mit Vernunft, durchVerhandlungenund Verträge, 
beizulegen. 

I. Die Aussagen der Kirche zum Streik 

Widerspricht die These, Arbeitskampfmaßnahmen sind keine vernünftigen 
Mittel, um (vermeintliche) Rechte durchzusetzen, nicht den Aussagen in der 
katholischen Sozialtradition, in der der Streik, wenn auch nicht als das, aber 
doch als ein Mittel zur Durchsetzung von Lohnforderungen und zur V erbesse­
rung von Arbeitsbedingungen anerkannt worden ist? 
Der Blick in die Sozialenzykliken zeigt in bezugauf den Streik eine eher skep­
tische Haltung: 
- Rerum novarum (1891) stellt fest, daß Arbeitseinstellung allen "zum Scha­
den" gereicht und den "Frieden im Staat" stört(31). 
-Die Aussagen von Quadragesima amo (1931) stehen im Kontext der "berufs­
ständischen Ordnung", die den Gegensatz zwischen den verschiedenen Klas­
sen zu einer Kooperation der in einem Berufsfeld Tätigen umgestaltet wissen 
wollte. Arbeitseinstellungen als Streit in einem Berufsstand können dann nur 
verboten sein und müssen von außen geschlichtet werden. Aber auch hinter 
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diesem Denkmodell steht als letztes Ziel die "friedliche Zusammenarbeit der 
Klassen" (94 und 95). 
- Pius XII. hat in seiner Weihnachtsansprache 1953 die Arbeiter und Arbeite­
rinnen mit Blick aufihre große" Verantwortung gegenüber dem Gemeinwohl" 
gemahnt, ihre Ansprüche nicht "etwa mit lauten Kundgebungen und übelbe­
ratenen Aufzügen geltend zu machen". Sie würden damit "einen unschätzba­
ren Beitrag zur Beruhigung und zum V orteil flir alle im sozialen Zusammen­
leben" leisten (Aufbau und Entfaltung des gesellschaftlichen Lebens. Soziale 
Summe Pius XII.; hrsg. von Arthur-Fridolin Utz O.P. und Joseph-Fulko Gro­
ner O.P., 3 Bde., Freiburg/Schweiz 1954-1961, 682). 
-Auch das II. Vatikanische Konzil tritt in der Pastoralkonstitution "Gaudium 
et spes" (1965) entschieden dafür ein, in Auseinandersetzungen um wirtschaft­
liche oder soziale Interessen nach friedlichen Lösungen zu suchen: "An erster 
Stelle muß immer die ehrliche Aussprache der Beteiligten stehen. Nichtsde­
stoweniger wird auch unter den heutigen Verhältnissen der Streik, wenn auch 
nur als letzter Behelf, unentbehrlich bleiben, um Rechte der Arbeiter zu vertei­
digen, oder berechtigte Forderungen durchzusetzen. So schnell wie möglich 
muß dann aber versucht werden, denWeg zur Wiederaufnahme von V erhand­
lungen und gemeinsamen Überlegungen über eine Verständigung zu finden" 
(68,3). 
Erstmals wird hier der Streik als ultima ratio in einer Auseinandersetzung um 
berechtigte wirtschaftliche oder soziale Interessen gesehen, der aber so schnell 
wie möglich wieder zu beenden sei. 
- Octogesima adveniens (1971) anerkennt den Streik "als äußerstes Mittel der 
Verteidigung", warnt die Gewerkschaften aber davor, bei einer günstigen 
Machtkonstellation, "der gesamten Wirtschaft und damit der Gesellschaft im 
Ganzen übermäßige Belastungen aufzuerlegen oder ausgesprochen politische 
Forderungen durchzusetzen". Es gilt die Grenze zu beachten, "über die hinaus 
die Gesamtheit der (aus dem Streik) erwachsenden Schädigungen das Maß des 
Vertretbaren übersteigen" (14). 
-Ähnlich argumentiert Johannes Paul II. in Laborern exercens (1981), wenn er 
den Streik "als eine unter den notwendigen Bedingungen und in den rechten 
Grenzen erlaubte Methode" anerkennt, aber vor Mißbrauch warnt: Steik kann 
"zu einer Lähmung des ganzen sozio-ökonomischen Lebens führen, und das 
widerspricht den Erfordernissen des Gemeinwohls der Gesellschaft" (20,7). 
Das Fazit aus diesem Gang durch die Dokumente der kirchlichen Sozial­
verkündigung zeigt die große Skepsis der Kirche gegenüber Arbeitskämpfen. 
Sie werden seit dem Konzil als ultima ratio zur Verteidigung berechtigter In­
teressen angesehen, die aus ihnen erwachsenden Schäden für das Gemein­
wohl müssen dabei aber in Grenzen bleiben. Letztlich geht es der Kirche 
immer um den inneren Frieden, den es zu wahren oder rasch wieder herzustel­
len gilt. 
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li. Streikethik 

Aussagen der Kirche zu sozialen Fragen stehen immer im Konnex mit der 
sozialen Wirklichkeit und der sie begleitenden ethischen Diskussion. Umge­
kehrt aber haben solche Aussagen auch direkte Auswirkungen auf die Weiter­
entwicklung dieser ethischen Diskussion. 
Bis zum Erscheinen der Enzyklika "Rerum novarum" haben Moraltheologen 
"den Streik unter dem Gesichtspunkt privatrechtlicher Abmachungen ... im 
Kapitel über den Lohn- oder Arbeitsvertrag" behandelt.1) Man unterschied 
dabei zwischen dem Angriffs- bzw. Meliorationsstreik zur Verbesserung der 
Lohn- oder Arbeitsbedingungen und dem Abwehrstreik, der sich gegen Ver­
letzungen von Arbeitsverträgen richtete. Während man den Angriffsstreik als 
unerlaubt ansah, weil er sich gegen bestehende (gerechte) Verträge wandte, 
galt der Abwehrstreik als erlaubt, solange er sich als Notwehr gegen ein erlitte­
nes Unrecht richtete. Er war also dann gerechtfertigt, 
- wenn ein tatsächlich drohendes Unrecht durch einen Gegenangriff abge­
wehrt werden kann, 
- wenn das verletzte Recht bzw. das bedrohte oder geschädigte Gut in etwa 
proportional ist mit dem Recht bzw. Gut, das bei der Gegenwehr verletzt wird, 
-wenn der Gegenangriff nicht weiter geht, als zur Abwehr des Unrechts nötig 
ist und 
-wenn keine friedlichen Mittel zur Abhilfe zur Verfügung stehen.2) 

Erst nach dem Erscheinen von "Rerum novarum" wurde in der Auseinander­
setzung zwischen den Verbänden der katholischen Arbeitervereine\ zwi­
schen der Berliner Richtung, die sich mehr für die religiöse Orientierung der 
Arbeitervereine aussprach, und der Mönchengladbacher Richtung, die für in­
terkonfessionelle Gewerkschaften und kollektive TarifVerträge eintrat, von der 
Berliner Richtung immer wieder darauf aufmerksam gemacht, daß Streik und 
Aussperrung keine rein privatrechtliche Angelegenheiten sind, "die nur 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer betreffen, sondern daß in weitem Umfang 
auch das allgemeine Wohl davon berührt wird"4). Die Folge dieses Streits war, 
daß in der ethischen Diskussion Arbeitskämpfe nicht mehr nur privatrechtlich, 
sondern auch unter dem Gesichtspunkt der gesellschaftlichen Ordnung gese­
hen wurden. 
Diese Sicht gewann die Oberhand, als der Streik nach dem Ersten Weltkrieg 
immer mehr "den Charakter der Notwehr (verlor) und ... zum Kampfmittel für 
einen gerechten Lohnanteil und menschengerechte Arbeitsbedingungen 
(wurde)"5). In der Tarifordnung von 1918 wurden die Gewerkschaften als kol­
lektivrechtliche Tarifpartei staatlich-rechtlich anerkannt, wohl der wesentliche 
Schritt, den Streik völlig aus der privatrechtliehen Sicht herauszuheben. 6) So 
mußten nun auch die Bedingungen ftir die Rechtfertigung neu formuliert wer­
den. Nikolaus Monzel hat sie wie folgt zusammengefaßt: 
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"1. Die Arbeitnehmer dürfen nur gerechte und praktisch mögliche Forderun­
gen stellen .... 
2. Es muß eine vernünftige Proportionalität zwischen den erstrebten Forde­
rungen, also dem Zweck, und den durch das Mittel des Streiks eintretenden 
und dabei fast immer unvermeidbaren Nachteilen bestehen .... 
3. Der Streik ist, weil er ein Kampfmittel ist, erst als ultima ratio erlaubt, das 
heißt: wenn alle anwendbaren Mittel erschöpft sind .... 
4. Die ftir ein Mindestniveau des öffentlichen Wohles unentbehrlichen Not­
standsarbeiten dürfen bei einem Meliorationsstreik nicht ausfallen .... 
5. Auch bei einem Streik mit gerechten Zielen dürfen keine unerlaubten Mittel 
eingesetzt werden."7) Genannt werden die "Anwendung physischer Gewalt", 
"Beschädigung fremden Eigentums durch positive Eingriffe", "tumultarische 
Störung der öffentlichen Ordnung", "Lügen, Verleumdung und Aufhetzung 
zum Personen- und Klassenhaß"8

). 

Neben diesen fünfvon Nikolaus Monzel formulierten Bedingungen müssen 
heute wohl noch zwei weitere hinzugefügt werden: 
6. Ein Streik darf nur von einer Gewerkschaft ausgerufen werden, wenn er 
"von einer durch Urabstimmung ermittelten Mehrheit der Arbeiterschaft der 
Betriebe, die vom Streik betroffen wären, gutgeheißen ist"9). 

7. Ein Streik darf sich seiner Intention nach nicht unmittelbar gegen unbetei­
ligte Dritte oder das Gemeinwohl richten. 
Diese Anforderungen gleichen in ihren Inhalten den Bedingungen, die in der 
Spätscholastik von Pranz Suarez aufgestellt wurden, um enge Grenzen für die 
Erlaubheit zur Führung von Kriegen 10

) zu ziehen, die man aus prinzipiellen 
Gründen nicht verwerfen konnte. Wie mit jener Kriegsrechtslehre die Kriege 
nach außen auf ein Mindestmaß beschränkt werden sollten, so sollen auch die 
Bedingungen ftir die Erlaubtheit eines Arbeitskampfes dazu dienen, Streiks 
und Aussperrungen zur Sicherung des inneren Friedens auf ein Minimum zu 
begrenzen. 
Das Herausstellen dieser Grundintention erscheint mir wichtiger als die Frage, 
wie diese Bedingungen zusammenhängen, oder die andere Frage, ob sie im 
einzelnen exakte Grenzen definieren, die durch die Rechtsprechung überprüf­
bar wären. Die Fragen: 
- was ist eine gerechte Forderung; 
- waren alle Möglichkeiten des Verhandeins ausgeschöpft oder glaubte das 
nur eine Partei; 
- welche Schäden gegenüber Dritten sind unvermeidbar und welche sind 
direkt gewollt als Mittel der Erpressung gegenüber dem Verhandlungsgegner 
lassen sich immer nur im konkreten Einzelfall klären - dazu soll später noch 
etwas gesagt werden. 
Die ethische Diskussion hat den Streik in den gezeichneten Grenzen als Mittel 
zur Gestaltung von Lohn- und Arbeitsbedingungen11) anerkannt. Das darfund 

6 



soll in keiner Weise bestritten werden. Ihr Ziel war aber immer, Streiks um des 
inneren Friedens willen möglichst einzugrenzen. 
Ich schließe mich der Meinung von Johannes Messner an, der feststellt: Man 
kann das Recht zum Streik nicht abschaffen, weil es in "zwei natürlichen Frei­
heitsrechten" begründet ist: "erstens in der Freiheit des Menschen zur Lei­
stung oder Nichtleistung von Arbeit je nach Einigung bzw. Nichteinigung über 
die dafür maßgeblichen Bedingungen und zweitens in der Freiheit der Vereini­
gung (Koalitionsfreiheit) zu allen nicht gemeinwohlwidrigen Zwecken" 12). 

Nach Johannes Messner kann deshalb der Streik "ein unerläßliches Mittel in 
der Hand der organisierten Arbeiterschaft bilden, berechtigte Ansprüche 
durchzusetzen. Es ist aber immer mit einer Schädigung eines oder mehrerer 
Betriebe, zumeist auch eines größeren Teils oder auch der Gesamtheit des 
Staatsvolkes verbunden, außerdem immer ... mit nachteiligen Wirkungen auf 
den sozialen, oft auch den politischen Frieden. Daher sind der Anwendung des 
Streiks als Kampfmittel durch naturrechtliche Prinzipien Schranken gezogen. 
Seine Rechtfertigung hängt von der Natur und dem Rang der Rechtsgüter ab, 
deren Verletzung verhindert werden soll, und von den Rechtsgütern, deren 
Verletzung mit dem Streik verbunden ist."13) 

Nach diesen Erörterungen stellt sich die Frage, ob so wie in der heutigen Dis­
kussion um die Erlaubtheit des Krieges wegen der unermeßlichen Schäden 
und dem Verfließen der Grenzen zwischen den Kämpfenden und unbeteilig­
ten Dritten sich nicht auch bei Streiks ähnliche Probleme stellen. Das aber ist 
eine quaestio facti. 

III. Kann heute Streik ein Mittel zur Lösung von Problemen 
im Arbeitsbereich sein? 

Diese generelle Frage muß zur Verdeutlichung des hinter ihr stehenden Anlie­
gens noch weiter aufgefachert werden: 
- Kann ein Recht durch die Veränderung der Rahmenbedingungen, in denen 
es genutzt wird, ein anderes Gewicht bekommen, d.h. zu einer stumpfen 
Waffe werden oder umgekehrt zu einer so gewichtigen, daß der Partner in 
einer Auseinandersetzung immer der Unterlegene sein muß? 
- Ist Macht im Rahmen des Vertragsrecht ein adäquates Mittel zur Findung 
von gerechten Lohn- und Arbeitsbedingungen? 
- Muß man ein Recht, das man hat, auch nutzen, oder gibt es andere Mittel 
und Wege, die die gleiche Wirkung erzielen, aber weniger Schaden an­
richten? 
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1. In welchen Rahmenbedingungen spielen sich heute Arbeitskämpfe ab? 

In dem immer wieder zitierten Aufsatz "Das Streikrecht gestern und heute" 
von Goetz Briefs aus dem Jahre 1955 wird deutlich herausgestellt, daß sich das 
Umfeld gegenüber der Zeit entscheidend geändert hat, in der den Gewerk­
schaften das Streikrecht zugestanden wurde. Damals waren die Gewerkschaf­
ten lokal und verstreut wirkende Bewegungen mit geringer Reichweite ihrer 
Aktionen. Zum anderen hielten Staat, Unternehmer und öffentliche Meinung 
auf der einen und wirtschaftliche Depressionen sowie ein hohes Angebot von 
Arbeitskräften auf der anderen Seite Streiks in engen Grenzen. Trotzall dieser 
Hemmnisse war damals der Streik eines der wenigen Mittel, durch das eine oft 
ausgebeutete Arbeiterschaft ihre Lage verbessern konnte. 14

) 

Heute sind die Gewerkschaften mitgliederstarke Interessenverbände, deren 
Aufgaben politisch anerkannt und in ihrer Durchflihrung arbeitsrechtlich 
abgesichert sind. Von ihr initiierte Kampfmaßnahmen haben zwar zunächst 
auch nur regionalen Charakter, die Wirkungen gehen aber fast immer über die 
Grenzen eines Tarifgebiets hinaus, weil eine hochdifferenzierte Wirtschaft mit 
all ihren Verflechtungen solche engen Grenzen längst überwunden hat. 
Gewerkschaften sind auch nicht mehr ein Spielball der öffentlichen Meinung, 
vielmehr gestalten sie diese Meinung mit. Vor allem verwehrt man sich gegen 
jede Meinungsäußerung des Staates in einem Tarifstreit und weist ihm die 
Rolle eines neutralen Beobachters zu. 
Die Möglichkeiten der Unternehmen, dem Streik etwas entgegenzusetzen, 
sind immer mehr geschrumpft: Streik- nach Scheitern der Tarifauseinander­
setzungen von Gewerkschaften ausgerufen - ist kein Grund zur Kündigung 
von Arbeitsverträgen, das Anrufen der Arbeitsgerichte bei Ausuferungen 
fUhrt- wenn überhaupt- erst zu Klärungen, wenn der Streik schon lange been­
det ist. Unterliegt dabei die Gewerkschaftsseite, dann wird bei der nächsten 
Auseinandersetzung die Form geringfligig modifiziert und das Spiel mit den 
Gerichten weitergeflihrt. Die Aussperrung - seit dem Urteil des BAG von 
198015

) nur noch als lokal begrenzte suspendierende Aussperrung möglich­
erhöht die wirtschaftlichen Schäden und verschlechtert das Verhandlungs­
klima. Ihr Einsatz ist so gesehen mit einem höheren Risiko behaftet als Streik­
maßnahmen der Gewerkschaften und ihrer Mitglieder. 
Die Arbeitnehmerseite ist gegen Risiken von Arbeitskämpfen ziemlich weitge­
hend abgesichert: "Entweder bekommen sie als Organisierte Streikgeld, oder 
als mittelbar Betroffene Kurzarbeitergeld; wenn sie krank werden, bekommen 
sie Krankengeld; wenn sie Urlaub nehmen, Urlaubsentgelt; notfalls erhalten 
sie Sozialhilfe. Manchmal zahlen die Arbeitgeber sogar an die Ausgesperrten 
Lohn, oder an die Organisierten die Differenz zwischen Lohn und dem Streik­
geld der Gewerkschaften." 16

) Ihr Existenzminimum ist in allen Fällen gesi­
chert. Darum hat es die Gewerkschaftsflihrung nicht schwer, in Urabstimmun-
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gen hohe Zustimmungsraten zu finden, wenn sie ihre Mitglieder zu Streikak­
tionen aufruft. Weil das so ist, gelingt es heute mit entsprechendem Nachdruck 
(mit Streik oder auch schon mit seiner Androhung) selbst in Krisenbranchen 
oder in Bereichen der Wirtschaft, in denen kaum Wachsturn erzielt wird, 
Lohnerhöhungen durchzudrücken, die- weil nicht erarbeitet- mit Subventio­
nen aufgefangen oder über die Preise weitergegeben werden müssen. 
Unter den heutigen Rahmenbedingungen scheint mir bei der Kampfparität in 
Tarifauseinandersetzungen, die gleiche Mächtigkeit beider Parteien17) nicht 
mehr gegeben zu sein. Damit aber ist der zweite Fragenkomplex angespro­
chen. 

2. Ist Macht ein geeignetes Mittel zur Findung von gerechten Lohn-
und Arbeitsbedingungen? 

Wilhelm Krelle betont in einem Artikel über Lohntheorien, die Nationalöko­
nomie allein sei überfordert festzustellen, welcher Lohn gerecht sei, weil diese 
Entscheidung nur "nach Abwägung aller ökonomischen und nichtökonomi­
schen Faktoren unter Berücksichtigung der gegenseitigen Leistungen, der 
Verwendung des Gewinnes usw. von Fall zu Fall nach Recht und Billigkeit 
innerhalb gewisser Grenzen" getroffen werden könne 18). Diese Grenzen wer­
den markiert auf der einen Seite von dem Interesse der Arbeiter nach einem 
möglichst hohen Lohn (der vollen Ausschüttung der Wertschöpfung nach der 
Werttheorie von David Ricardo) und auf der anderen Seite vom Interesse der 
Kapitalgeber auf eine möglichst hohe Rendite (der Lohn bemißt sich dann 
nach der Theorie vom Existenzminimum, also nach dem "Ehernen Lohnge­
setz", wie es Ferdinand Lassalle formuliert hat). 
So verwundert es nicht, daß auch die Theorie vertreten worden ist, die exakte 
Fixierung dieser Grenze sei eine Frage der Macht. Weil die tatsächlichen 
Machtverhältnisse immer zu Ungunsten der Arbeiter wirkten, könne diese 
Grenzziehung nur durch staatliche Macht oder durch gewerkschaftliche 
Gegenmacht erfolgen 19

). 

Als Vertreter der zweiten Meinung wird immer Lujo Brentano angeführt, der 
sich für "Gewerkvereine" stark macht als "dauernde, organisirte, systema­
tische Coalition" mit dem Zweck "der Beseitigung aller der Nachteile, welche 
aus den besonderen Eigenschaften der Arbeit als W aare und des Arbeiters als 
W aarenverkäufer" erwachsen und zur Erlangung von "Einfluß auf die Rege­
lung seiner Verhältnisse"20). Er betont dabei eigens, ihr Zweck sei "deshalb kei­
neswegs bloss die Regelung der Lohnhöhe, ebensowenig wie die gesammte 
Arbeiterfrage nur eine Lohnfrage ist. Ihr Zweck und der Gegenstand dieser 
Frage sind vielmehr neben der Sicherung eines ausreichenden, stetigen, regel­
mässigen Einkommens der Arbeiter auch der Schutz der Freiheit und Unab­
hängigkeit ihrer Person gegen Bedrückung, ihre intellectuelle Bildung und ihre 
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Erziehung zu tüchtigen Menschen und brauchbaren Staatsbürgern"(26). Er 
verwehrt sich nachdrücklich gegen andere Meinungen, die behaupten, der 
Zweck der Gewerkvereine bestünde nur in der "Organisation von Arbeitsein­
stellungen"(27) oder im Streben nach der "Dictatur" im Unternehmen(28) 
oder nach "dem höchstmöglichen Lohne"(39). Für Brentano ist die "collective 
Behandlung aller Fragen zwischen Arbeiter und Arbeitgeber die einzig mög­
liche und allein logisch richtige"(22). 
So gesehen hat Brentano wohl kaum die Machttheorie der Gewerkschaften in 
dem Sinne vertreten, als könne man mit entsprechendem Druckjede gewollte 
Lohnhöhe erreichen, sondern er ist eher ein sehr früher Vertreter der Tarifau­
tonomie, der lange vor Rerum novarum das Koalitionsrecht der Arbeiter for­
derte, ohne dieses nur in seinen negativen Aspekten in Bezug auf Streik und 
Störung des Betriebsfriedens zu sehen. 
Die Meinung, man könne mit Machtmitteln allein die Lohnhöhe bestimmen, 
ist zu Recht von der Volkswirtschaft zurückgewiesen worden. Der Grund liegt 
in der Dynamik der Arbeitsbeziehungen, durch die eine Qedes Maß überstei­
gende) Lohnerhöhung durch Machteinsatz kurzfristig zwar möglich ist, lang­
frisitg aber zu Preissteigerungen, zur Substitution der Arbeit durch Kapital 
oder zur Abwanderung des Kapitals und damit zu Arbeitsplatzverlusten führt. 
"Machteinflüsse sind also unter Umständen zwar tiefgreifend, aber nur tempo­
rär. "21) 

3. Welche Folgen hat der Einsatz von Machtmitteln im Arbeits/eben? 

Macht ftir ein gerechtes Ziel einzusetzen, ist- so wurde schon gezeigt- ethisch 
nicht generell verwerflich. Das gilt auch ftir den Streik als Mittel zur Lösung 
eines regelbaren arbeitsrechtlichen Ziels. Allerdings ist dabei immer eine 
Schaden/Nutzen-Analyse anzustellen und die Frage zu klären, ob es nicht bes­
sere Mittel der Problemlösung gibt. 
Streiks verursachen durch den mit der Arbeitsniederlegung verbundenen Pro­
duktionsausfall Schäden; der Wunsch, diese zu vermeiden, soll die Gegenseite 
zur Annahme der gestellten Forderungen bewegen. Umgekehrt begrenzen auf 
der Arbeitnehmerseite die Schäden durch Lohnausfall die Streikbereitschaft 
und die Streikdauer. So die Theorie. 
Eine praktische Schadensanalyse sieht doch etwas anders aus. Die Risiken der 
Streikenden sind heute relativ gering geworden. Auch die Schäden der Unter­
nehmen lassen sich nicht einfach aus der Zahl der Streiktage hochrechnen. Sie 
sind sehr verschieden je nach dem erstellten Produkt: eine nicht ausgelieferte 
Tageszeitung bedeutet den Produktionsausfall eines Tages, auch die geleistete 
Arbeit der Korrespondenten und Redakteure war nutzlos. Dagegen kann eine 
ausgefallene Schicht in der PKW-Produktion zumeist durch Überstunden wie­
der aufgeholt werden kann. So reduzieren sich die Schäden auf die Überstun-
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denzuschläge und die verspätete Auslieferung zu Lasten der Kunden. Schäden 
entstehen aber auch bei Dritten, sei es aufgrundder Kooperation von verschie­
denen Unternehmen (Zulieferer, W eiterverarbeitung), deren Arbeit gestört 
wird, sei es aufgrund von Umsatzverlusten, die durch das Ausbleiben von 
Ware verursacht werden (Tageszeitungen, Obst u.ä.). Während Beschäftigte 
solcher Zulieferbetriebe gegen die gröbsten Schäden durch Maßnahmen der 
öffentlichen Hand (Kurzarbeitsgeld, Sozialhilfe) gesichert sind, müssen die 
Betriebe und der durch Umsatzverluste geschädigte Handel diese Schäden 
selbst tragen und haben trotzdem keine Möglichkeit, unmittelba~2) in das 
Streikgeschehen einzugreifen23

). Die Schäden ftir die öffentliche Hand reichen 
aber über die Zahlungen an mittelbar Betroffene hinaus. Schwerer wiegen ftir 
sie der Ausfall von Steuern und Sozialabgaben. Zieht man auch noch even­
tuelle Preissteigerungen und Verlust von Arbeitsplätzen in die Schadensahwä­
gung mit ein, so sind die Nichtstreikenden und die Allgemeinheit - kurz das 
Gemeinwohl - bei fast allen Streiks stärker geschädigt als diejenigen, die den 
Streik fUhren. 
Wenn man diese Schäden als zu hoch einschätzt, muß man wohl härter fragen, 
ob dort, wo nach Tarifverhandlungen ein unüberbrückbarer Interessengegen­
satz bestehen bleibt, der Streik wirklich die ultima ratio zu seiner Lösung ist24) 

oder ob es nicht andere Mittel gibt, mit denen der verbliebene Gegensatz sich 
mit geringeren oder- noch besser- ohne Schäden lösen läßt. Diese Frage stellt 
sich auch deshalb, weil es bei einer Streiklösung nur Sieger und Besiegte gibt. 
Kompromißlösungen können nämlich nur auf dem Verhandlungswege 
erreicht werden. Muß vor Kompromissen aber erst die gegenseitige Zermür­
bung durch Arbeitskampfmaßnahmen stehen? 
Um kein falsches Bild zu zeichnen: Die weitaus meisten TarifVerhandlungen 
und deren Abschlüsse werden in aller Stille und einvernehmlich abgeschlos­
sen. Arbeitskämpfe finden nur in solchen Bereichen statt, die gut organisiert 
sind und die eine Vorreiterrolle bei der Gestaltung von Lohn- und Arbeitsbe­
dingungen spielen. Wenn aber in solchen Bereichen mit Hilfe von Kampfmaß­
nahmen falsche Signale gesetzt werden, dann können die Folgewirkungen sol­
cher Leitlinien weit größer sein, als es auf den ersten Blick zu sein scheint. 

IV. Konsequenzen aus ethischer Sicht 

Wenn man nicht bestreiten kann, daß es zwischen Arbeitgebern und Arbeit­
nehmern auf dem Gebiet der Lohn- und Arbeitsbedingungen gegensätzliche 
Meinungen gibt, die sich nicht immer in sachlichen Verhandlungen zwischen 
den Tarifpartnern unmittelbar lösen lassen, wenn man aber aus ethischer Sicht 
Arbeitskämpfe als ungeeignete Mittel zur Herbeiflihrung von gerechten Lohn­
und Arbeitsbedingungen ansieht und sie so weit wie möglich aus der Welt 
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schaffen will, weil sie den inneren Frieden stören, dann muß man als Ethiker 
andere Lösungen vorschlagen und begründen, die den Streik und die Aussper­
rung überflüssig machen. Dabei lassen sich drei Wege benennen: die recht­
liche Einschränkung des Arbeitskampfrechts, die Intensivierung der Schlich­
tungsmaßnahmen und ein beiderseitiger vertraglicher Verzicht der Tarifpart­
ner auf Kampfmaßnahmen, ohne das Recht auf sie selbst anzutasten. 

I. Einschränkung des Arbeitskampfi·echts durch Schaffung eines Verbänderechts 

Dort, wo ein Recht auszuufern droht, ist der Staat gerufen, es durch Gesetze so 
einzugrenzen, daß das Gemeinwohl gewahrt bleibt. Die Bundesrepublik 
Deutschland besitzt kein Verbänderecht, in dem geregelt wäre, wie und in wel­
cher Weise Konflikte zwischen Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden 
gelöst werden müssen. Die Rechtsetzung erfolgt bei uns durch Richterrecht, 
d.h. durch die Rechtsprechung der Arbeitsgerichte, letztinstanzlieh durch das 
BAG in Kassel. Urteile dieser Instanzen werden immer dann nötig, wenn 
jeweils eine Partei die andere verklagt, weil sie mit ihren Kampfmaßnahmen 
die bestehenden Rechtsgrenzen überschritten habe. Das Unbehagen an die­
sem Zustand erwächst aus der Tatsache, daß solche Prozesse sehr lange 
dauern und nach dem Urteilsspruch oft nur dazu fuhren, daß das monierte 
Kampfmittel geringfligig variiert im nächsten Konfliktfall erneut eingesetzt 
werden kann. Ein klares Verbänderecht könnte hier Abhilfe schaffen. 
Ein gewichtigerer Grund ftir die Forderung nach einer rechtlichen Regelung 
des Arbeitskampfrechts istjedoch ein anderer. Richterrecht kann nur Verstöße 
gegen vorhandene Rechtsregeln ahnden, aber nur sehr begrenzt positive 
Akzente zur Vermeidung von Kampfmaßnahmen setzen. Das wäre nur mög­
lich durch ein entsprechendes Gesetz, in dem - wie in einem Anfang Septem­
ber 1988 vorgestellten Entwurf- Kampfmaßnahmen erst dann zulässig sein 
sollen, "wenn die Verhandlungen gescheitert sind und ein danach von einer 
Seite beantragtes Schlichtungsverfahren keinen Erfolg hatte"25). Streik soll so 
wieder zu einer ultima ratio werden; ferner will dieser Entwurf die Warn­
streiks auf höchstens einmal eine Stunde je Betrieb begrenzt und Sympatie­
streiks, Bummelstreiks und bestimmte Boykottmaßnahmen völlig verboten 
wissen, aber auch etwa Lohnkürzungen als Kampfmaßnahmen durch die 
Arbeitgeber. 
Solche Entwürfe, auch wenn sie politisch z.Z. kaum eine Chance einer Reali­
sierung haben, sind sicher Schritte in die richtige Richtung. Ob es aber mit sol­
chen Gesetzen gelingen kann, das Konfliktpotential zwischen den Tarifpart­
nern langfristig abzubauen, läßt sich schwer abschätzen. Es kann möglicher­
weise auch zur Verhärtung fUhren und dazu, auch in einem solchen Gesetz 
nach Lücken zu fahnden, die neue Kampfmöglichkeiten eröffnen, mit denen 
sich entsprechender Druck ausüben läßt. 
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2. Schlichtungsvereinbarungen durch die Tarifpartner 

Besser als ein von außen gesetztes Recht könnten deshalb freiwillig im Rah­
men der Tarifverhandlungen getroffene Vereinbarungen sein, in denen ftir 
beide Seiten verbindlich festgelegt wird, welche Schritte zur Schlichtung von 
offenen Streitfragen gegangen werden müssen und aufwelchen Wegen man 
zu einer Einigung gelangen kann. 
Solche Schlichtungsvereinbarungen gibt es in allen Wirtschaftsbereichen, seit 
"das BAG in seiner Entscheidung vom 24.1.1971 festgestellt (hat), daß nach 
geltendem Recht vor Einleitung und Durchftihrung von Arbeitskämpfen 
Schlichtungsverfahren erforderlich seien"26

). Sie legen in der Regel fest, 
welche Größe die Schlichtungskommission hat, wer in ihr den Vorsitz ftihrt 
(ein oder zwei Unparteiische); ferner die Rolle von Sachverständigen, die Ver­
handlungsdauer und die Friedenspflicht während dieser Schlichtung27). 

Schlichtungsverfahren haben den Vorteil, daß durch einen neutralen Schlich­
ter und eine kleine Kommission verfahrene Verhandlungen wieder in Gang 
und meist auch in kurzer Zeit zu Ergebnissen kommen. Da die Einigungsvor­
schläge dieser Schlichtungskommission ftir die Tarifparteien aber nur empfeh­
lenden Charakter haben, können sie Arbeitskampfmaßnahmen dort nicht ver­
hindern, wo eine der beiden Parteien dem Schlichtungsergebnis nicht 
zustimmt. 
Aus diesem Grunde müßte das Schlichtungsverfahren fortentwickelt werden, 
daß dann, wenn in der ersten Schlichtungsrunde keine Einigung erzielt werden 
konnte, der Schlichter nach Anhörung beider Seiten eine bindende Entschei­
dung trifft. Das sollte um so leichter sein, da in der Regel in diesem Stadium die 
Differenzen zwischen beiden Parteien meist nicht mehr erheblich sind und der 
Streik wenig zu ihrer Lösung beiträgt28

). Einem von beiden Parteien akzeptier­
ten oder einen durch Los bestimmten29

) Schlichter sollte soviel Vertrauen ent­
gegengebracht werden, daß er keine einseitige und gegen das Gemeinwohl 
gerichtete Entscheidung trifft. Sollte ein solcher Spruch hinter den Erwartun­
gen einer Partei zurückbleiben, dann läßt sich dieses Problem bei der nächsten 
Tarifrunde erneut zur Sprache bringen. Die Beendigung des Konflikts durch 
eine Schlichtung ist ftir die Verhandlungsftihrer beider Parteien zudem von 
Vorteil, weil sich von ihren Mitgliedern Abstriche von den gesteckten Ver­
handlungspositionendurch den Schiedsspruch leichter vertreten lassen als das 
Nachgeben bei den Verhandlungen selbst. 

3. Der Abschluß eines Abkommens über den Verzicht auf 
Arbeitskampfmaßnahmen (Schweizer Friedensabkommen) 

Schlichtungsvereinbarungen, die eine ftir beide Seiten verbindliche zweite 
Schlichtungsrunde vorsehen, kommen fast dem Abkommen gleich, das 1937 
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zwischen dem Arbeitgeberverband schweizerischer Maschinen- und Metallin­
dustrieller auf der einen und dem Schweizerischen Metall- und Uhrenarbeiter­
V er band und einigen Minderheitsgewerkschaften auf der anderen Seite abge­
schlossen worden ist. Obwohl befristet abgeschlossen, ist es bis heute immer 
wieder verlängert worden. 
"In diesem Abkommen verpflichten sich die Partner, wichtige Meinungsver­
schiedenheiten und Streitigkeiten ohne Zuhilfenahme von Kampfmaßnah­
men wie Sperre, Streiks oder Aussperrungen zu erledigen. Anstelle der alther­
gebrachten Kampfmaßnahmen tritt die auf Treu und Glauben fußende ver­
tragliche Sozialverpflichtung der Partner. Das heißt, daß ... kein Partner sei­
nem Mitpartner etwas vorenthalten soll, was er zu leisten in der Lage ist, und 
umgekehrt keiner von seinem Mitpartner etwas fordert, das er unter Berück­
sichtigung aller Umstände billigerweise nicht fordern darf."30) 

Unterschiedliche Interessen werden zunächst auf der Ebene des Betriebs gere­
gelt (80 %), dann auf der des Verbandes (15 %) und der Rest in einem gestuften 
Schlichtungsverfahren31). Daß in der Schweiz die meisten Streitfalle unmittel­
bar auf der Betriebsebene gelöst werden, ist für den Vollzug dieses Abkom­
mens sicher von Vorteil; in abgewandelter Form dürfte es aber auch dort prak­
tikabel sein, wo die Verhandlungsebene etwas höher liegt. 
Aufjeden Fall hat dieses "Friedensabkommen" den Beweis dafür erbracht32), 

daß man zur Regelung von Interessengegensätzen zwischen Arbeitern und 
Arbeitgebern keine Kampfmaßnahmen braucht und daß der Verhandlungs­
weg für die Beteiligten und die Gesellschaft von Vorteil war und ist. Ein solcher 
Vertrag macht dauerndes Mühen um gerechte Lösungen nicht überflüssig, för­
dert aber das Wissen darum, daß nicht die Interessengegnerschaft im Vorder­
grund zu stehen habe, sondern die Partnerschaft. 
Wenn in der Schweiz nicht nur in der Metallindustrie mit dem Abkommen, 
sondern auch in den anderen Branchen kaum gestreikt wird, dann zeigt sich, 
daß die Wirkung dieses "Friedensabkommens" weiter reicht als der geschrie­
bene Text. 

V. Abschließende Gedanken 

Das Streikrecht als Mittel zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen haben 
sich die Gewerkschaften in schwierigen Zeiten erkämpft. Als Teil unserer 
Grundrechtswirklichkeit läßt es sich zwar eingrenzen, aber nicht abschaffen; 
friedliche Mittel verdienen auf jeden Fall den Vorzug. 
"Wenn man das, was für und gegen den Streik spricht, abwägt, so scheint sich 
die Waagschale zuungunsten des Streiks zu neigen. Man kann und wird den 
Streik als solchen nicht verwerfen, aber auch keinesfalls beflirworten. Denn er 
ist und bleibt ein Übel, kein moralisches Übel, wohl aber ein physisches und 
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damit ein Mißstand, den man von der gesellschaftlichen Ordnung her über­
winden sollte. Die öffentliche Meinung könnte dazu wesentlich beitragen. Ich 
halte dafür, den Streik einstweilen zu den unzeitgemäßen Waffen abzustellen 
und verstauben zu lassen. 'd3) 

"Kampfinittel sind nötig und garantiert. Sie gehören zur Tarifautonomie. Aber 
das Ziel ist nicht der Kampf, sondern der Friede. Er ist um so haltbarer,je weni­
ger es am Ende Sieger und Besiegte gibt. "34

) Dieses Ziel wird wohl dort am 
besten erreicht, wo auf Kampfmittel verzichtet und der Interessenausgleich 
mit friedlichen Mitteln herbeigeführt wird. 
In einer Bewertung der Streiks der IG Metall im Jahre 1963 heißt es nach der 
Erörterung der vordergründigen Streikursachen: "Der Streik ist nicht eine 
Frage der Lohntüte und des Geschäftsgewinns, sondern ein Aufschrei unserer 
selbst, daß wir unterentwickelt sind in dem, was uns das Heiligste sein sollte -
unser Menschtum." "Wir brauchen mehr Lebensgefühl, ... mehr Vertrauen zu 
anderen, mehr Mißtrauen gegen uns selbst, mehr Glauben an unsere Verbun­
denheit miteinander, kurzum: mehr Menschlichkeit."35

) 
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